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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ina Lenke, Klaus Haupt, Detlef Parr,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 15/5406 –

Pläne zur Erhebung der Mehrwertsteuer auf Vereinsbeiträge

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Mehreren Presseberichten zufolge soll es Planungen geben, Mitgliedsbeiträge
an Vereine zukünftig der Umsatzsteuer zu unterwerfen (siehe Bild-Zeitung
vom 12. März 2005).

Das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen hat am 15. März 2005
eine Pressemitteilung von Finanzminister Jochen Dieckmann (SPD) herausge-
geben, in der es heißt:

„Der Europäische Gerichtshof hat 2003 grundsätzlich entschieden, dass Mit-
gliedsbeiträge an Vereine grundsätzlich umsatzsteuerpflichtig sind. In Deutsch-
land sind Vereinsbeiträge derzeit nicht umsatzsteuerpflichtig. Grundsätzlich ist
Deutschland verpflichtet das Umsatzsteuerrecht nunmehr an die EU-rechtli-
chen Vorgaben anzupassen, dies betrifft auch die Umsatzsteuerpflicht der Ver-
einsbeiträge.“

In dieser Pressemitteilung wird angeführt, dass Bund und alle Länder derzeit
eine Lösung erarbeiten, die den Vorgaben der Richter des EuGH gerecht wird.

Finanzminister Jochen Diekmann behauptet, in dieser Arbeitsgruppe sei bereits
entschieden worden, dass

l Fördervereine grundsätzlich nicht betroffen sind,

l Sportvereine von der Umsatzsteuerpflicht befreit sein werden,

l weitere Vereine – soweit es machbar ist – ebenfalls umsatzsteuerbefreit
bleiben.

Im „Kölner Stadt-Anzeiger“ vom 30. März 2005 wurde berichtet, dass ein
Sprecher des Düsseldorfer Finanzministeriums geäußert hat: „Lediglich Ver-
eine, die nicht einem sportlichen oder gemeinnützigen Zweck dienen und mehr
als 17 000 Euro an jährlichen Mitgliedsbeiträgen kassieren, könnten nach dem
derzeitigen Sachstand unter die Steuerpflicht fallen. Dies könne möglicher-
weise ein Golfclub sein, der von seinen Mitgliedern einen hohen Jahresbeitrag
und eine Aufnahmegebühr verlange.“
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Im Gegensatz zu den Ausführungen des Finanzministeriums des Landes Nor-
drhein-Westfalen schreibt der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesmi-
nisterium der Finanzen, Karl Diller, am 5. April 2005 an den Abgeordneten
Carl-Ludwig Thiele, bezüglich der Sportvereine: „Diese Prüfung ist noch nicht
abgeschlossen. Nach bisheriger Erkenntnis werden sich aber insbesondere bei
der umsatzsteuerrechtlichen Behandlung der Leistungen eines Sportvereins an
seine Mitglieder, die Sport ausüben, im wirtschaftlichen Ergebnis keine Ände-
rungen ergeben.“
Die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium der Finanzen,
Dr. Barbara Hendricks, gab wiederum abweichend in der Fragestunde des
Deutschen Bundestages am 13. April 2005 auf Nachfrage der Abgeordneten
Ina Lenke bekannt: „Ich kann sicherlich sagen, dass Sportvereine – in ihnen
üben die Bürgerinnen und Bürger einfach nur Sport aus – davon nicht betroffen
sein werden. Nur das kann ich schon jetzt sagen.“
Die Äußerungen aus den Finanzministerien sind derart widersprüchlich, dass
für die Vereine eine klare Linie nicht zu erkennen ist und die Verunsicherung
weiter anhält.
Die Liberalen setzen sich seit jeher konsequent für die Förderung des bürger-
schaftlichen Engagements und der Vereinskultur ein. Eine Mehrwertsteuerbe-
lastung von Vereinsbeiträgen ist mit liberalen Grundsätzen nicht zu vereinba-
ren.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
In Deutschland wird bei Leistungen, die Vereinigungen ihren Mitgliedern gegen
einen Mitgliederbeitrag erbringen, zurzeit zwischen echten Mitgliederbeiträgen
und Beiträgen, die den Sonderbelangen der Mitglieder dienen, unterschieden
(vgl. Abschnitt 4 und 22 der Umsatzsteuer-Richtlinien – UStR –): Soweit eine
Vereinigung zur Erfüllung ihrer den Gesamtbelangen sämtlicher Mitglieder die-
nenden satzungsgemäßen Gemeinschaftszwecke tätig wird und dafür echte Mit-
gliederbeiträge erhebt, die dazu bestimmt sind, ihr die Erfüllung dieser Aufga-
ben zu ermöglichen, fehlt es an einem Leistungsaustausch mit dem einzelnen
Mitglied – derartige Leistungen sind somit nicht umsatzsteuerbar. Erbringt die
Vereinigung dagegen Leistungen, die den Sonderbelangen der einzelnen Mit-
glieder dienen, und erhebt sie dafür Beiträge entsprechend der tatsächlichen oder
vermuteten Inanspruchnahme ihrer Tätigkeit, liegt ein Leistungsaustausch vor –
derartige Leistungen sind daher nach geltendem Recht umsatzsteuerbar.
Auf Grund der Annahme der Nichtsteuerbarkeit vieler Leistungen der Vereini-
gungen an ihre Mitglieder sind die Leistungen insoweit häufig nicht mit Umsatz-
steuer belastet.
In seinem auf Grund eines niederländischen Vorabentscheidungsersuchens er-
gangenen Urteil vom 21. März 2002 (Rs. C-174/00 – Kennemer Golf & Country
Club) hat der Europäische Gerichtshof – EuGH – u. a. geprüft, unter welchen
Voraussetzungen die Leistungen eines Sportvereins an seine Mitglieder umsatz-
steuerbar sind und der Mitgliederbeitrag somit Entgelt für eine von einem Sport-
verein erbrachte Leistung ist. Der EuGH hat hierzu entschieden, dass die Jahres-
beiträge der Mitglieder eines Sportvereins Gegenleistung für eine von dem Ver-
ein erbrachte Leistung darstellen können. Der EuGH bejaht dies auch für den
Fall, dass die Vereinsmitglieder, die die Einrichtungen des Vereins nicht oder
nicht regelmäßig nutzen, verpflichtet sind, ihren Jahresbeitrag zu entrichten.
Auch ein pauschaler Jahresbeitrag kann nach dem Urteil Entgelt für die Leistung
eines Vereins sein, den Mitgliedern vereinseigene Anlagen zur Nutzung zur Ver-
fügung zu stellen. Der EuGH befürchtet, dass bei Verneinung eines Leistungs-
austauschs praktisch jeder Unternehmer die Mehrwertsteuer durch Anwendung
von Pauschalpreisen umgehen könne. Der EuGH hat in seiner Entscheidung
weiter die Steuerbefreiung nach Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchstabe m der 6. EG-
Richtlinie bestätigt.
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Die geltende Regelung in Deutschland, wonach echte Mitgliederbeiträge als Ge-
genleistung für nichtsteuerbare Leistungen eines (Sport-)Vereins angesehen
werden, führt zwar zum gleichen fiskalischen Ergebnis wie die Entscheidung
des EuGH, nach der die Mitgliederbeiträge Entgelt für steuerbare, aber steuer-
freie Leistungen eines Sportvereins sind: Die Leistungen des Vereins sind nicht
mit Umsatzsteuer belastet. Gleichwohl muss geprüft werden, ob es auf Grund
der verbindlichen Vorgaben der 6. EG-Richtlinie Anpassungsbedarf gibt.
Diese Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Zielrichtung ist, eine Lösung zu fin-
den, die den Vorgaben der 6. EG-Richtlinie entspricht und gleichzeitig die Ver-
einigungen und deren Mitglieder so wenig wie möglich belastet. Zudem beab-
sichtigt die Bundesregierung nicht, noch in dieser Legislaturperiode etwaige
Rechtsänderungen anzustoßen.
Nach Einschätzung der Bundesregierung werden sich – wie bereits seitens der
Parlamentarischen Staatssekretäre beim Bundesminister der Finanzen Karl Dil-
ler und Dr. Barbara Hendricks übereinstimmend ausgeführt wurde – insbeson-
dere bei der umsatzsteuerrechtlichen Behandlung der Leistungen eines Sport-
vereins an seine Mitglieder, die Sport ausüben, sowie beispielsweise bei reinen
Fördervereinen im wirtschaftlichen Ergebnis keine Änderungen ergeben.
Ebenso wird sich bei den nicht individualisierbaren Leistungen der Vereinigun-
gen an ihre Mitglieder sowie bei den Leistungen der Vereinigungen, die gegen
ein Sonderentgelt erbracht werden, gegenüber dem geltenden Recht nichts än-
dern.

1. Wann wurde die Bund-Länder-Arbeitgruppe eingesetzt und zu welchen Er-
gebnissen kam diese?

Das für Umsatzsteuerfragen zuständige Gremium der Umsatzsteuer-Referats-
leiter von Bund und Ländern hat im März 2003 beschlossen, zur Analyse der
Auswirkungen des in der Vorbemerkung genannten EuGH-Urteils auf das nati-
onale Umsatzsteuerrecht eine Bund-/Länder-Arbeitsgruppe einzusetzen. Die
Arbeitsgruppe hatte keine fertigen Ergebnisse zu erarbeiten, sondern für die
Umsatzsteuer-Referatsleiter einen Bericht mit Bewertungen und Handlungs-
alternativen zu erstellen. Ob und ggf. welche dieser Alternativen weiter geprüft
werden, ist zunächst von dem zuständigen Gremium zu entscheiden; eine Erör-
terung mit den Ländern hat noch nicht stattgefunden.

2. Ist es zutreffend, dass in diesen Gesprächen bereits entschieden wurde, dass
Fördervereine grundsätzlich nicht betroffen sind und Sportvereine von der
Umsatzsteuerpflicht grundsätzlich befreit sind?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden. Nach Einschätzung der
Bundesregierung ist es aber zutreffend, dass Fördervereine grundsätzlich nicht
betroffen und Sportvereine von der Umsatzsteuerpflicht grundsätzlich befreit
sind.
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3. Wie definiert die Bundesregierung bzw. die Bund-Länder-Arbeitsgruppe
den Begriff des Sportvereins; zählen z. B. auch Angelsportvereine, Jagd-
sportvereine, Schützenvereine, Schachsportvereine etc. zu den Sportverei-
nen?

Bei den in Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchstabe m der 6. EG-Richtlinie zur
Harmonisierung der Mehrwertsteuern genannten Begriffen „Sport“ und „Kör-
perertüchtigung“ handelt es sich nach der Rechtsprechung des EuGH um auto-
nome Begriffe des Gemeinschaftsrechts, die – letztlich durch den EuGH – ge-
meinschaftsweit einheitlich auszulegen sind.

4. Sind die Verlautbarungen des Finanzministeriums des Landes NRW zutref-
fend, dass nur Vereine mit Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen von über
17 000 Euro betroffen sind?

Wenn nein, um welchen Betrag handelt es sich?

5. Aus welchen Bestandteilen setzt sich angesichts der Tatsache, dass das
Finanzministerium des Landes NRW auch Aufnahmegebühren in den
Betrag gemäß Frage 4 einrechnet, dieser zusammen?

6. Warum ist die steuerliche Freigrenze bei 17 000 Euro (bzw. Betrag gemäß
Frage 4) festgelegt worden?

7. Wird der Betrag gemäß Frage 4 in Bezug zur Mitgliedsstärke des Vereins
gesetzt?

8. Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregierung auf Tennis- und Golf-
clubs, die in der Regel Aufnahmegebühren erheben?

Die Fragen 4 bis 8 werden zusammengefasst wie folgt beantwortet:
Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden. Für Leistungen von Verei-
nigungen an ihre Mitglieder gelten die allgemeinen umsatzsteuerrechtlichen
Regelungen. Die Bundesregierung hält es daher für denkbar, dass sich der Spre-
cher des Finanzministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen auf die sog.
Kleinunternehmerregelung nach § 19 Umsatzsteuergesetz (UStG) bezogen hat.
Nach dieser Vorschrift wird die geschuldete Umsatzsteuer nicht erhoben, wenn
der Gesamtumsatz im vorangegangenen Kalenderjahr 17 500 Euro nicht über-
stiegen hat und im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich 50 000 Euro nicht
übersteigen wird. Gesamtumsatz ist die Summe bestimmter vom Unternehmer
ausgeführter steuerbarer Umsätze – auf die Art der Gegenleistung kommt es
nicht an.

  9. In welcher Form ist Deutschland verpflichtet, das so genannte Golfclub-
Urteil des Europäischen Gerichtshofes umzusetzen?

Deutschland ist – wie jeder andere Mitgliedstaat auch – verpflichtet, sein natio-
nales Umsatzsteuerrecht an die Vorgaben des Gemeinschaftsrechts anzupassen.
Hierzu gehören insbesondere die 6. EG-Richtlinie und die Rechtsprechung des
EuGH.
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10. Wie ist zu erklären, dass die Bund-Länder-Arbeitsgruppe eine Möglich-
keit sieht, Sportvereine von der Mehrwertsteuerpflicht zu befreien, wäh-
rend anscheinend andere Vereinsbeiträge der Besteuerung unterzogen
werden sollen, obwohl das Urteil sich auf einen Sportverein (Golfclub)
bezieht?

Wie in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, hat die Bund-/Länder-Arbeitsgruppe
einen Bericht mit Bewertungen und Handlungsalternativen erstellt; auf Arbeits-
ebene (Bund und Länder) sind noch keine Beratungen über den Bericht aufge-
nommen worden. Die Handlungsalternativen basieren auf den verbindlichen
Vorgaben des Gemeinschaftsrechts, wonach umsatzsteuerbare Leistungen nur in
genau bezeichneten Ausnahmefällen umsatzsteuerfrei sein können. Für be-
stimmte Leistungen an Personen, die Sport oder Körperertüchtigung ausüben,
sieht das Gemeinschaftsrecht beispielsweise eine derartige Ausnahme vor
(Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchstabe m der 6. EG-Richtlinie), für andere nicht.

11. Gilt die Mehrwertsteuerbefreiung auch für Dachverbände von Sportverei-
nen?

Leistungen von Dachverbänden von Sportvereinen sind unter den Vorausset-
zungen von Abschnitt 4 UStR nicht steuerbar. Nach Artikel 13 Teil A Abs. 1
Buchstabe m der 6. EG-Richtlinie sind bestimmte, in engem Zusammenhang mit
Sport oder Körperertüchtigung stehende Dienstleistungen von Einrichtungen
ohne Gewinnstreben an Personen, die Sport oder Körperertüchtigung ausüben,
von der Umsatzsteuer zu befreien.

12. Welche Konsequenzen werden sich hieraus für die Vereine ergeben?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden; die Frage nach etwaigen
Konsequenzen stellt sich daher derzeit nicht.

13. Sollen über die heutige Rechtslage hinaus auch weitere Vereinsaktivitäten
mit Mehrwertsteuer belastet werden?

Wenn ja, welche?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden. Die Bundesregierung
beabsichtigt auch nicht, noch in dieser Legislaturperiode etwaige Rechtsän-
derungen anzustoßen.

14. Sind Vereine, deren Mitgliedsbeiträge der Mehrwertsteuer unterworfen
werden, vorsteuerabzugsberechtigt?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden. Für Leistungen von Ver-
einigungen an ihre Mitglieder gelten die allgemeinen umsatzsteuerrechtlichen
Regelungen. Unter den Voraussetzungen des § 15 UStG ist somit auch ein Vor-
steuerabzug möglich.
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15. Welche neuen Aufgaben kommen auf den Vorstand und besonders auf die
Schatzmeister der Vereine zu?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden. Für Leistungen von Ver-
einigungen an ihre Mitglieder gelten die allgemeinen umsatzsteuerrechtlichen
Regelungen, also z. B. auch Aufzeichnungspflichten und die Pflicht zur Abgabe
von Umsatzsteuer-Voranmeldungen und  -Jahreserklärungen.

16. Welche Konsequenzen erwartet die Bundesregierung für das bürgerschaft-
liche Engagement und die Vereinskultur, wenn Vereinsbeiträge mit Mehr-
wertsteuer belastet werden?

17. Welche Auswirkung wird nach Ansicht der Bundesregierung eine zwangs-
weise Erhöhung der Vereinsbeiträge besonders auf das gewünschte Enga-
gement von Jugendlichen haben?

Die Fragen 16 und 17 werden zusammengefasst wie folgt beantwortet:
Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden; die Frage nach etwaigen
Konsequenzen stellt sich daher derzeit nicht.

18. Sollen der Mehrwertsteuer auch Mitgliedsbeiträge von gemeinnützigen
Vereinen unterliegen?

19. Welche Vereine sollen von der Mehrwertsteuer befreit werden?

20. Wird die Mehrwertsteuerpflicht Musikvereine und Spielmannszüge, also
Vereine, die Unterricht erteilen, treffen?

Die Fragen 18 bis 20 werden zusammengefasst wie folgt beantwortet:
Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf Ar-
beitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden.

21. Was passiert, wenn aufgrund der Besteuerung die Mitgliedsbeiträge ge-
senkt und das freiwillige Spendenaufkommen erhöht wird?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden. Für Leistungen von Ver-
einigungen an ihre Mitglieder gelten die allgemeinen umsatzsteuerrechtlichen
Regelungen. Nach § 10 UStG wird der Umsatz nach dem Entgelt bemessen; Ent-
gelt ist alles, was der Leistungsempfänger aufwendet, um die Leistung zu erhal-
ten, abzüglich der Umsatzsteuer. Auf die Art der Gegenleistung kommt es nicht
an.
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22. Soll bei der Belastung mit Mehrwertsteuer zwischen „aktiven“ und „pas-
siven“ Vereinsmitgliedern unterschieden werden, wie das Schreiben des
Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller vermuten lässt?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf Ar-
beitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden.

23. Was ist im gleichen Schreiben mit „wirtschaftlichen Ergebnis“ gemeint?

Für einen leistenden Unternehmer macht es wirtschaftlich keinen Unterschied,
ob seine Leistung nicht umsatzsteuerbar ist oder ob seine Leistung umsatzsteu-
erbar, aber umsatzsteuerfrei ist. In beiden Fällen ist die Leistung des Unterneh-
mers nicht mit Umsatzsteuer belastet.

24. Welche Einnahmeverluste erwartet die Bundesregierung bei den Vereinen
aufgrund von Vereinsaustritten von verärgerten Bürgern, besonders der
„Passiven Mitglieder“, die i. d. R. Fördercharakter besitzen?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden; die Frage nach etwaigen
Einnahmeverlusten stellt sich daher derzeit nicht.

25. Ist geplant, auch Beiträge zu Berufsverbänden (Lobbyverbänden) einer
Mehrwertssteuerpflicht zu unterwerfen, und wenn ja, in welcher Form und
unter welchen Bedingungen?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden.

26. Ist bei einer Erhebung der Mehrwertsteuer auf Vereinsbeiträge mit dem er-
mäßigten Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent oder mit dem vollen Steuer-
satz von 16 Prozent zu rechnen?

Wie in der Vorbemerkung und der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind auf
Arbeitsebene (Bund und Länder) noch keine Beratungen über den Bericht der
Bund-/Länder-Arbeitsgruppe aufgenommen worden. Für Leistungen von Ver-
einigungen an ihre Mitglieder gelten die allgemeinen umsatzsteuerrechtlichen
Regelungen. Leistungen, die im Rahmen eines Zweckbetriebs erbracht werden,
unterliegen nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchstabe a UStG dem ermäßigten Steuer-
satz.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44

ISSN 0722-8333


